
Editorial
Netzpolitik
Der Krebsgang bei der Internet(-glücksspiel)Regulierung endet
bei der Turbobiene in Brüssel

Die deutsche Internetwirtschaft wächst gewaltig. Das Um-
satzniveau wird sich bis zum Jahr 2016 auf satte 87,4 Mrd.
Euro erhöhen – eine Zunahme um 71 Prozent innerhalb
von nur fünf Jahren.1 Damit bleibt die Internetwirtschaft
in den kommenden Jahren auch weiterhin eine der dyna-
mischsten Industrien in Deutschland. Eine fortschrittliche
EU-rechtskonforme Netzpolitik fehlt indes.
Die Enttäuschung über den schlechten Zu-
stand der Internetregulierungen in Deutsch-
land entlädt sich in den letzten Wochen
mehrfach, und zwar nicht in einem bloßen
Gewitter, sondern in einem mächtigen Or-
kantief.
In der Vorweihnachtszeit wetterte der größte
Internetwirtschaftsverband Europas, der Ver-
band der deutschen Internetwirtschaft (Eco),
im Handelsblatt gegen die Bundregierung:
„Statt die Entscheidungsmacht der Großen
Koalition für wegweisende Weichenstellun-
gen zu nutzen, hangelt sie sich im Krebs-
gang – zwei Schritte vor, einen zurück – von einer Baustelle
zur nächsten“. Deutschland befinde sich daher nach wie vor
in einer „digitalen Warteschleife“.2

Am 10.12.2014 warf die Eco zusammen mit vier weiteren
Internetverbänden (zusammen mehr als 1.500 Internetwirt-
schaftsunternehmen!) in einem gemeinsamen Brief an Lan-
desregierungen den Ländern im Zusammenhang mit der
deutschen Internet-Glücksspielregulierung eine rückwärts-
gewandte „online-kritische Grundhaltung vor, die die Mög-
lichkeiten des Internets weitestgehend ausblende“.3 In dem
Brief, der von Unternehmen wie zum Beispiel der Deut-
schen Telekom (BVDW), SAP (eco), RTL interactive (DVTM)
und der Deutsche Post Zahlungsdienste (pvd) unterstützt
wurde, heißt es unverblümt:
„Die deutsche Glücksspielregulierung hat in nicht einmal
zehn Jahren drei Staatsverträge erlebt. Im Gegensatz zu
vielen anderen Mitgliedstaaten der EU, die den Online-
Glücksspielsektor umfassend reguliert haben,4 hat Deutsch-

land einen sehr restriktiven Ansatz gewählt, der ohne aus-
reichende Begründung nur wenige Sportwettarten zu-
lässt“.5 Zur geplanten Anwendung des von mir immer wie-
der als ungeeignet kritisierten Vollstreckungsinstruments,
dem. sog. Financial Blocking, heißt es zutreffend: „Die In-
ternetwirtschaft verwehrt sich zudem gegen fragwürdige

und datenschutzrechtlich bedenkliche Ein-
griffe in die Internetinfrastruktur.“ Gestützt
wird diese These aktuell durch Datenschüt-
zer.6

Und was machen die Länder angesichts die-
ses scharfen Gegenwindes?

Experimentieren, evaluieren und stagnieren.
Sie experimentieren mit 20 Wettlizenzen, wo-
bei sie bis dato über einen untauglichen Ver-
such der Lizenzvergabe nicht hinauskommen.
Sie evaluieren über eine länderoffene Arbeits-
gruppe, nur um in ihrem Zwischenbericht
festzustellen, dass der „GlüStV ohne Auswir-
kung bleibt“7 und sie stagnieren, wie eine Mel-
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1 Arthur D. Little (2013) &eco: „Die deutsche Internetwirtschaft
2012–2016“, S. 10; vgl. https://www.eco.de/wp-content/blogs.dir/eco_
adl_report2013_web1.pdf.

2 Handelsblatt (Online-Ausgabe) vom 19.12.2014; abrufbar unter http://
www.handelsblatt.com/politik/deutschland/internetwirtschaft-eu-kom
missar-oettinger-wird-zum-hoffnungstraeger/11140298.html.

3 Der Brief vom 10.12.2014 ist abrufbar unter http://www.dvtm.net/in
dex.php?id=157&tx_ttnews[tt_news]=294&cHash=c86e724146add2
5dae0ae8ee6cc891e0.

4 Zu den wichtigsten Segmenten des europäischen Online-Glücksspiel-
marktes zählen u. a. Online-Sportwetten (inkl. Live-Wetten), Online-
Poker, Online-Casinospiele (z. B. Roulette, Black Jack, Baccara und
Slots) sowie Online-Bingo. DER SPIEGEL beziffert allein den deutsch-
landweiten Spieleinsatz bei Internetkasinos auf 17 Mrd. Euro jährlich,
„Milliarden verzockt“, DER SPIEGEL 49/2014, S. 16.

5 MECN-Studie Beobachtung und Darstellung der Entwicklung des
Schwarzmarktes für Glücksspiele im Internet im Rahmen der Evalu-
ierung nach § 32 GlüStV, S. 4 f.

6 http://www.heise.de/newsticker/meldung/Datenschuetzer-warnen-
vor-Finanzblockaden-gegen-illegale-Online-Gluecksspiele-2512619.
html.

7 MECN-Studie (Fn. 5), S. 34.
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dung des Lottoblocks aus dem Oktober 2014 zeigt: „Im Nach-
gang zur heute zu Ende gegangenen Ministerpräsidenten-
Konferenz, auf der auch eine Evaluierung des Glücksspiel-
staatsvertrags behandelt wurde, sagten Michael Burkert und
Peter Jacoby, beide derzeitige Federführer des Deutschen
Lotto- und Totoblocks sowie Geschäftsführer der Saarland-
Sporttoto GmbH, dass sie es begrüßen, dass die Länder auch
weiter zum bestehenden Glücksspielstaatsvertrag stehen.“8

Selbst der klaren Empfehlung der EU Kommission, Ver-
braucherschutzstandards beim Online Glücksspiel endlich
zu regulieren, widersetzen sich die Länder und schlagen die
Harmonisierungsempfehlungen in den Wind.9 Hierbei
ignorieren die Verantwortlichen seit Jahren die Tatsache,
dass das Bundesland Schleswig-Holstein bereits seit Jahren
über eine fortschrittliche Internetglücksspielregulierung
verfügt, die alle EU-Empfehlungen und EU-Vorgaben be-
reits jetzt umgesetzt hat.
Wie geht es weiter?
Letzte Ausfahrt: Brüssel. Die Länder gehen im Jahr 2015
im Krebsgang auf ein Vertragsverletzungsverfahren zu.

Deutschland wird damit das Schicksal von Schweden10 tei-
len, das Ende 2014 von der EU Kommission aufgrund
seiner ungerechtfertigten Internetglücksspielverbote vor
dem EuGH verklagt wurde. Und da Günther Oettinger von
sich weniger als Krebs, sondern mehr als „Turbo-Biene“11

reden macht, wird er als zuständiger EU Kommissar die
digitale Warteschleife sehr bald zuziehen.

Wolfgang Kubicki

8 Pressemeldung abrufbar unter: http://www.lotto-news.de/lottogesell
schaften-laender-stehen-konsequent-zum-gluecksspielstaatsvertrag-
201428423.

9 Der Bundesrat nimmt die Empfehlung der Kommission vom 14. Juli
2014 mit Grundsätzen für den Schutz von [.. .] Nutzern von Online-
Glücksspieldienstleistungen und für den Ausschluss sowie Minder-
jähriger von Online Glücksspielen (2014/478/EU) zur Kenntnis. Der
Bundesrat bekräftigt seine Auffassung, dass ein Bedürfnis für eine
Harmonisierung im Bereich des OnlineGlücksspiels nicht besteht;
https://www.umwelt-online.de/PDFBR/2014/0424_2D14.pdf.

10 http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-1150_en.htm.
11 SZ-Artikel abrufbar http://www.genios.de/presse-archiv/artikel/SZ/

20141206/die-turbobiene/A58758576.html.

Aufsätze
Prof. Dr. Dieter Birk, Münster*

Wettbürosteuer
Eine riskante steuerliche Erfindung der Gemeinden

Im Rahmen ihrer Steuersatzungshoheit erheben die Ge-
meinden örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern, worun-
ter vor allem die Vergnügungsteuern fallen. Diese knüpfen
traditionell an die entgeltliche Teilnahme an öffentlichen
Veranstaltungen zu Vergnügungszwecken an, wie etwa
Tanzveranstaltungen, Filmvorführungen oder öffentliche
Feste. In den letzten Jahren sind viele Gemeinden dazu
übergegangen, eine Vergnügungsteuer auch auf entgelt-
pflichtige Spielgeräte mit oder ohne Gewinnmöglichkeit zu
erheben (sog. Spielgerätesteuer), die vielfach die Gerichte
beschäftigt hat.1 Neuerdings haben die Gemeinden eine neue
Variante der Vergnügungsteuer erfunden, die sog. Wett-
bürosteuer, die als örtliche Aufwandsteuer den Spieler und
Nutzer der lokalen Wettbüros belasten soll.

I. Kommunale Besteuerung von Wettvorgängen

Der Wettbürosteuer unterliegen das im Gemeindegebiet
ausgeübte Vermitteln oder Veranstalten von Sportwetten
in Einrichtungen, die neben der Annahme von Wettschei-
nen auch das Mitverfolgen der Wettergebnisse ermög-
lichen. Werden in den Einrichtungen lediglich Wettscheine
abgegeben und wird kein weiterer Service angeboten, fällt
die Wettbürosteuer nicht an. Die Wettbürosteuer wird nach
der für die Wettvorgänge genutzten Fläche der Räume be-

messen. So beträgt beispielweise in der Stadt Hagen die
Steuer bei der Vermittlung von Pferdewetten pro angefan-
gene 20 qm 100 EUR, bei der Vermittlung von Sportwetten
200 EUR, und zwar je angefangenen Kalendermonat. Steu-
erschuldner sind die Betreiber des Wettbüros, die Wettver-
mittler. Die Wettbürosteuer soll die Einnahmesituation der
sie erhebenden Gemeinde verbessern. Zusätzlich wird aber
auch geltend gemacht, dass sie ein Mittel sei, das Glücks-
spiel und die damit verbundenen Suchtgefahren einzudäm-
men.2

2 ZfWG 1/15 Birk, Wettbürosteuer

* Die nachfolgenden Ausführungen beruhen auf einem Gutachten, das
der Verfasser im Auftrag des Deutschen Sportwettenverbandes er-
stellt hat. Auf Seite III erfahren Sie mehr über den Autor.

1 BVerfGE 123, 1; BVerfG, 8.2.2011 – 1 BvR 3425/08, BFH/NV 2011,
736; BVerwG, 9.12.2009 – 9 C 12.08, BFH/NV 2010, 1406; BFH,
26.2.2007 – II R 2/05, BFHE 217, 280.

2 Siehe Vorlage 0771/2013 der Stadt Hagen, Betreff: Satzung über die
Erhebung der Wettbürosteuer in der Stadt Hagen – Begründung des
Beschlussvorschlags: „Mit Erlass der Wettbürosteuersatzung wird
erstmals eine Besteuerung von Wettbüros in der Stadt Hagen vor-
genommen. Die Besteuerung erfüllt den Zweck, das Glücksspiel ein-
zudämmen, da ordnungsrechtliche Maßnahmen nur begrenzt dazu
geeignet sind. Zudem ist der Gesundheitsaspekt bezüglich der Sucht-
gefährdung sowie der Jugend- und Spielerschutz zu berücksichtigen.
Die Stadt Hagen erhöht durch die Besteuerung zusätzlich ihre Ein-
nahmen im Rahmen der Konsolidierungsbemühungen.“ Siehe auch
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